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A n fra g e b e a n t W 0 r tun g 

Zu der von den Abgeordneten Dr. LICHAL und 

Genossen am 23. Oktober 1981 an mich gerichteten Anfrage 
Zl. 1469/J-NR/1981, betreffend die Erhebungstätigkeit im 

Zusammenhang mit den "Kurier"-Fälschungen, beehre ich 
mich mitzuteilen: 

Zu den Fragen 1 und 2: 

Der Vorwurf, die Sicherheitsoehörden hätten die 

Erhebungen im Zusammenhang mit den "Kurier"­
F~lschungen nicht mit der erforderlichen Intensität 

durchgeführt, wurde bereits in der in der Anfrage 
erw'.Lhnten :::n"c3cn.lle?ung des llationalrates vom 

8. :,:ä.rz 1 J7J zurüc~gewiesen. 
lhe Verpflichtung der Sicherhei tsbehjrden zur 

Durchführung von :rhebungen im Interesse der Straf­
rechts:Jfle.ge ;"3t ln der Stra:prozelordnung (;'~ ?4 ff) 

Dur'::h:'J.!:run<S' VGn :rhe 0ungen zur Aufklärung gerl c~ t ~ :'::!l 

s tr3.: :-arer ;:'ar..'i ~ ~.m.gen ~einen Einflu~ und erteile ln 
dl<::::::e::: '::tl'·'l::.::.·~r_['.ang auch keine Weisungen. 
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In der Angelegenheit der "Kurier"-Fälschun­

gen hat das Gericht nach Einstellung und Ab­

bruch aller anhängigen Strafverfahren den Sicher­

heitsbehörden keinen weiteren Erhe bung sauf trag 

erteilt. 

Ich möchte nicht unerwähnt lassen, daß 

in der gegenständlichen Anfrage den Sicherheits­

behörden mangelnde Erhebungserfolge von Abgeord­

neten jener Partei vorgeworfen werden, die durch 

ihre Landesorganisation Wien vom Gericht "energisch 

verlangt'! hat, bestimmte Erhebungen nicht durch 

die Sicherheitsbehörden durchführen zu lassen 

(Antrag der Österreichischen Volkspartei, Landes­

parteileitung Wien, als Privatbeteiligter, ver­

treten durch Rechtsanwalt Dro GRAFF vom 20. Juni 1979 
an das Strafbezirksgericht Wien)o 

Zur Frage 3: Der Generaldirektor für die öffentliche 3icher­

heit hat dem Polizeipräsidenten von '/'lien am 

16. :/Iärz 1979 den Wortlaut der En t schli e '3ung 

des Nationalrates vom 8. März 1979 mit der Auffor­

derung zur Kenntnis gebracht, im Rahmen der 

Zuständigkeit dieser Behörde der. Entschließung 

vollinhaltlich Rechnung zu tragen. 

Ich muß daher die Unterstellung, der mit 
I 

dieser 3ntschließung erteilte Auftrag sei im Be-
reich des Bundesministeriums für Inneres mißachtet 

'Norden, zurückweisen. 

1~. Jezember 1981 /-, 
i\ ) ~\J 
~.' ~/Jrv' \. \J , \" I .... \.J 

UC~ 
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